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barung über die Kostenregelung getroffen worden, bedeu­
tet das entgegen der Auffassung des Bezirksgerichts nicht 
in jedem Fall, daß der Mieter erst bei Beendigung des 
Mietrechtsverhältnisses einen finanziellen Anspruch gegen 
den Vermieter hat. Es ist zu unterscheiden, ob es sich 
ausschließlich um eine Maßnahme zur Erhöhung deä 
Wohnkomforts handelt oder ob der Mieter bei der bauli­
chen Veränderung zugleich einer Pflicht des Vermieters 
zur Erhaltung des vertragsgemäßen Zustandes der Woh­
nung genügte. Im ersten Fall entsteht der Anspruch des 
Mieters grundsätzlich erst bei Beendigung des Mietver­
hältnisses. Anders ist die Rechtslage jedoch bei Sachver­
halten zu beurteilen, die in die zweite Gruppe einzuord­
nen sind. Ein solcher Fall liegt hier vor. Unstreitig waren 
die abgerissenen Kachelöfen verbraucht. Es gehört zur 
Pflicht des Vermieters, die vermieteten Räume angemes­
sen mit Heizquellen auszustatten bzw. verbrauchte Heiz­
quellen zu ersetzen.

Richtig weist das Bezirksgericht darauf hin, daß es 
grundsätzlich dem Vermieter überlassen ist, mit welcher 
Heizquelle er die Wohnung versieht, sofern gewährleistet 
ist, daß sie zur Beheizung des Raumes geeignet ist und 
keine Verschlechterung -der Wohnbedingungen darstellt. 
Das gilt aber dann nicht, wenn der Vermieter einer Mo­
dernisierung der Heizungsanlage zugestimmt hat und der 
Mieter damit gleichzeitig die Beheizbarkeit der Wohnung 
wieder herstellt.

In einem solchen Fall wandelt sich vielmehr die Pflicht 
des Vermieters zur ^Ausführung von Instandsetzungsmaß­
nahmen in einen Anspruch des Mieters auf Erstattung der 
ihm dafür entstandenen notwendigen Aufwendungen. Es 
wäre gesellschaftlich nicht zu vertreten, die Rechte des 
Mieters, der mit der Durchführung einer Modernisierungs­
maßnahme gleichzeitig eine Pflicht des Vermieters zur Er­
haltung des vertragsgemäßen Zustands der Wohnung wäh­
rend der Mietzeit erfüllt, einzuschränken. Der fällige An­
spruch des Mieters besteht allerdings nur in der Höhe, in 
der der Vermieter Aufwendungen für die Herstellung des 
vertragsgemäßen Zustands der Wohnung hätte erbringen 
müssen (vgl. OG, Urteil vom 11. Mai 1979 — OAK 10/79 — 
NJ 1979, Heft8, S. 334).

Mit dieser Rechtsauffassung wird auch dem Urteil des 
Bezirksgerichts Leipzig vom 11. Mai 1978 — 5 BZB 24/78 — 
NJ 1978, Heft 11, S. 506) zugestimmt.

Nach alledem war auf den Kassationsantrag der Be­
schluß des Bezirksgerichts wegen Verletzung des Rechts 
(§§ 101, 112 und 132 ZGB) aufzuheben und die Sache zur 
Verhandlung an das Bezirksgericht zurückzuverweisen.

§§337 Abs. 1, 339 Abs. 2 ZGB; §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1, 10, 32 
FZR-VO; §§26 Abs. 1, 91 Abs. 1 SVO; §79 RentenVO.

Da zwischen der freiwilligen Zusatzrentenversicherung der 
Sozialversicherung (FZR) und der Sozialpflichtversicherung 
ein enger inhaltlicher Zusammenhang besteht, sind die aus 
der FZR gezahlten Zusatzhinterbliebenenrentcn auf den 
Schadenersatzanspruch der Hinterbliebenen in gleicher 
Weise anzurechnen wie Leistungen aus der Sozialpflicht­
versicherung.

OG, Urteil vom 9. Oktober 1979 - 2 OZK 32/79.

Der Ehemann und Vater der Klägerinnen ist bei einem 
Verkehrsunfall tödlich verunglückt. Die Verklagte — ver­
treten durch die Staatliche Versicherung der DDR — ist 
ihnen aus diesem Unfall schadenersatzpflichtig. Hinsicht­
lich des Umfangs der Ansprüche der Klägerinnen besteht 
lediglich noch Streit wegen der Anrechnung der aus der 
freiwilligen Zusatzrentenversicherung der Sozialversiche­
rung gezahlten Zusatzhinterbliebenenrenten für beide 
Klägerinnen auf den Unterhaltsrentenanspruch.

Die Klägerinnen haben beantragt, die Verklagte zu ver­
urteilen, bei der Berechnung der Schadensrente die Lei­
stungen aus der freiwilligen Zusatzrentenversicherung 
unberücksichtigt zu lassen.

Das Kreisgericht hat die Klage abgewiesen.
Auf die Berufung der Klägerinnen hat das Bezirksge­

richt unter Aufhebung des Urteils des Kreisgerichts die 
Verklagte antragsgemäß verurteilt.

Gegen dieses Urteil richtet sich der Kassationsantrag 
des Präsidenten des Obersten Gerichts, der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Der Auffassung des Bezirksgerichts, die Nichtanrechnung 
der Leistungen aus der freiwilligen Zusatzrentenversiche­
rung ergebe sich aus dem Anliegen und der Zweckbe­
stimmung der VO über die freiwillige Zusatzrentenversi­
cherung der Sozialversicherung — FZR-VO — vom 17. No­
vember 1977 (GBl. I Nr. 35 S. 395), kann nicht gefolgt wer­
den. Vielmehr ist davon auszugehen, daß zwischen der 
FZR der Sozialversicherung und der Sozialpflichtversiche­
rung enge Beziehungen bestehen.

Das ergibt sich einerseits aus ihrer äußeren Form, der 
Bezeichnung als freiwillige Zusatzrentenversicherung der 
Sozialversicherung und der Verantwortlichkeit der Verwal­
tung der Sozialversicherung des FDGB für die Durchfüh­
rung der FZR für die bei der Sozialversicherung der Ar­
beiter und Angestellten pflichtversicherten Werktätigen. 
Gleichermaßen verantwortlich ist die Staatliche Versiche­
rung für die bei der Sozialversicherung bei der Staatlichen 
Versicherung pflichtversicherten Werktätigen (§ 3 Abs. 2 
Buchst, b FZR-VO).

Andererseits besteht aber auch inhaltlich ein enger Zu­
sammenhang zwischen der FZR und der Sozialpflichtver­
sicherung. Das folgt zunächst daraus, daß der Beitritt zur 
FZR allen sozialpflichtversicherten Werktätigen offensteht, 
deren Einkommen die Höchstgrenze für die Beitragspflicht 
zur Sozialversicherung von 600 M im Kalendermonat bzw. 
7 200 M im Kalenderjahr übersteigt (§1 Abs. 1 FZR-VO). 
Es kommt dies insbesondere auch darin zum Ausdruck, 
daß die Betriebe, sozialistischen Produktionsgenossenschaf­
ten und Kollegien der Rechtsanwälte verpflichtet sind, für 
die bei ihnen beschäftigten Arbeiter und Angestellten bzw. 
ihre Mitglieder, die der FZR beigetreten sind, den gleichen 
Beitrag in Höhe von 10 Prozent wie die Werktätigen zu 
zahlen (§ 10 FZR-VO). Auch in weiteren Bestimmungen 
der FZR-VO kommt die enge Verflechtung der FZR und 
der Sozialpflichtversicherung zum Ausdruck, so z. B. in der 
Regelung des § 26 Abs. 1 der VO zur Sozialpflichtversiche­
rung der Arbeiter und Angestellten — SVO — vom 17. No­
vember 1977 (GBl. I Nr. 35 S. 373). Nach dieser Vorschrift 
erhalten Werktätige, die der FZR angehören, ab 7. Krank­
heitswoche das höhere Krankengeld ebenso wie Werktä­
tige, deren monatlicher Bruttodurchschnittsverdienst die 
Höchstgrenze für die Beitragspflicht von 600 M nicht über­
steigt (vgl. insoweit auch §2 Abs. 2 FZR-VO). Auch aus 
diesen Gründen wird in der Entschließung des 9. FDGB- 
Kongresses die Bedeutung der Sozialversicherung in ihrer 
Einheit von Pflicht- und freiwilliger Versicherung hervor­
gehoben (vgl. ND vom 23. Mai 1977, S. 4).

Aus den vorstehenden Darlegungen ergibt sich, wie be­
reits das Kreisgericht in richtiger Anwendung des § 337 
Abs. 1 ZGB erkannt hatte, die Anrechnung der Leistungen 
aus der FZR in gleicher Weise wie das für Leistungen aus 
der Sozialpflichtversicherung unbestritten ist und überdies 
aus der gesetzlichen Regelung des Übergangs von Scha­
denersatzansprüchen des Werktätigen auf die Sozialversi­
cherung eindeutig folgt (§ 91 Abs. 1 SVO, § 79 der VO über 
die Gewährung und Berechnung von Renten der Sozial­
versicherung — RentenVO — vom 4. April 1974 [GBl. I 
Nr. 22 S. 201]).*

Die Ausführungen des Bezirksgerichts, wonach bei der 
hier vertretenen Rechtsauffassung der Schadensverursa­
cher den Vorteil aus dem vom Werktätigen durch frawil­
lige Beitragszahlungen erworbenen Rechtsanspruch auf 
die Leistungen aus der FZR hätte, gehen fehl. Es über­
sieht, daß nach § 32 der am 1. Januar 1978 in Kraft getre­
tenen FZR-VO vom 17. November 1977 neben einer Reihe


